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			Justiz annulliert Wahlen 

			Verwaltungsgericht in Tucumán ordnet Neuwahlen an
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			Tucumán war in den vergangenen Wochen von Protesten geprägt. (Foto: AP)

			Buenos Aires (AT/mc/jea) – Das Urteil schlug ein wie eine Bombe: Die Wahlen in der Provinz Tucumán müssen wiederholt werden. Dies entschied das Verwaltungsgericht des Gliedstaates am Mittwochabend. Die Richter begründeten dies mit den Unregelmäßigkeiten, die bei dem Urnengang am 23. August auftraten.

			Die Juristen gaben somit einem Antrag der Opposition statt. Ihr Beschluss bezieht sich nicht nur auf die Gouverneurswahlen, sondern auch auf alle anderen Ämter, die am 23. August zu vergeben waren. Der amtierende Gouverneur José Alperovich, dessen Amtszeit am 29. Oktober endet, ist nun aufgefordert, die Wahlen neu einzuberufen.

			Das Regierungslager hat indes angekündigt, in Berufung gehen zu wollen. Der Fall muss somit zunächst vom Obersten Gerichtshof der Provinz entschieden werden, und dann eventuell vom nationalen. Der Beschluss des Verwaltungsgerichts wurde von den Richtern Norberto Salvador Ruiz und Ebe Lopez Piossek unterzeichnet. Diese hatten schon vorher der Wahlkommission angeordnet, vorerst keinen Gewinner der Wahlen auszurufen.

			Erst zwei Tage zuvor hatte das Regierungslager mit seinem Spitzenkandidaten Juan Manzur mit einer Großveranstaltung in der Provinzhauptstadt San Miguel de Tucumán die Bekanntgabe des amtlichen Endergebnisses gefeiert. Diese hatten den einstigen nationalen Gesundheitsminister mit 51,6 Prozent der Stimmen vorne gesehen. Manzurs ärgster Widersacher José Cano vom „Bicentenario-Bündnis“, in dem unter anderen die Radikale Bürger Union (UCR) und Mauricio Macris Pro-Partei zusammengeschlossen sind, kam hingegen nur auf 39,9 Prozent.

			Beim Regierungslager war der Frust groß über das Urteil. Es verstoße gegen das demokratische System und stelle „einen echten Staatsstreich durch die Justiz dar“, formulierte Alperovich seinen Ärger. Oppositionskandidat Cano hingegen sieht sich durch den Richterspruch bestätigt: „Es gibt in diesem Land eine unabhängige Gewalt, die bestätigt hat, dass unsere Anzeigen mit Beweisen belegt sind.“

			Die Richter stützten sich bei ihrer Urteilsbegründung unter anderem auf die Berichterstattung des TV-Journalisten Jorge Lanata, der in seinem Programm „Journalismus für alle“ über Unregelmäßigkeiten bei der Wahl berichtet hatte. Es gab Wahlurnen, die verbrannt wurden, andere die offen waren, und wieder andere, die mehr Wahlzettel als registrierte Wähler enthielten. Die Opposition monierte zudem fehlende Kontrolle bei der Stimmenauszählung. Zudem beanstandet sie, dass die Provinzregierung Lebensmittelpakete verteilt habe, um sich auf diese Weise Stimmen zu sichern. Die Richter bezogen sich in ihrem Beschluss zudem auf die gewalttätigen Angriffe auf einen Kameramann, der am Wahltag attackiert wurde.

			Die Wahlen waren von Anfang an Gegenstand polemischer Auseinandersetzungen. Vor dem Regierungsgebäude in San Miguel de Tucumán versammelten sich mehrfach große Menschenmengen, um gegen mögliche Wahlmanipulationen zu protestieren. Am gestrigen Donnerstag demonstrierten mehrere Hundert Regierungsanhänger vor dem Gerichtsgebäude, die ihren Unmut über den Richterspruch kundtaten.

		

	
		
			Argentinien

			[image: 1180.png]

			Schutz bei Staatspleiten

			UN-Vollversammlung stimmt für argentinische Initiative / Deutschland dagegen
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			Héctor Timerman (l.) bei der UN-Vollversammlung. (Foto: mrecic.gov.ar)

			New York (dpa/mc) – Außenpolitischer Erfolg für Argentinien: Die UN-Vollversammlung hat sich für ein Rahmenwerk ausgesprochen, das Staaten im Fall eines Bankrotts gegenüber Gläubigern in Schutz nehmen soll. Für eine entsprechende Resolution, für die sich besonders Argentinien stark gemacht hatte, votierten vor wenigen Tagen in New York 136 der 193 Mitgliedsländer. Deutschland stimmte dagegen, wie auch die USA, Kanada, Japan, Israel und Großbritannien. Die Beschlüsse der UN sind nicht bindend, sie haben vor allem einen hohen symbolischen Charakter.

			Der Vorschlag war von der Gruppe der 77 Entwicklungsländer mit Unterstützung Chinas eingebracht worden. Vor allem Argentinien trieb die Initiative voran: Die Regierung in Buenos Aires kämpft seit Jahren vor US-Gerichten mit sogenannten Hedge Fonds - Finanzinvestoren, die die von anderen Gläubigern akzeptierte Regelungen für die Umschuldung nach der Staatspleite Argentiniens 2001 nicht hinnehmen wollen. Die UN-Vollversammlung will nun insolvente Länder vor der Einmischung ausländischer Gerichte in Schutz nehmen und mehrheitlich beschlossene Schuldenrestrukturierungen verbindlich machen.

			„Es ist eine Form, den Piraten des 21. Jahrhunderts die Grenzen aufzuzeigen“, kommentierte Außenminister Héctor Timerman den Beschluss. Die Finanzspekulanten hätten von dem Umstand profitiert, dass es bislang noch kein weltweit geltendes Insolvenzrecht für Staaten gegeben habe. Dabei hätten sie die Armut vieler Länder schamlos ausgenutzt, so der Außenminister.

			Wirtschaftsminister Axel Kicillof, der Timerman nach New York begleitet hatte, sprach von einem fundamental wichtigen Meilenstein mit dem Ziel, dass andere Staaten in der Welt nicht das gleiche Schicksal erleiden müssten wie Argentinien. Die Resolution sei ein Schritt hin zu einer besseren Welt – einer Welt frei von „Geierfonds“, so Kicillof.

			Ende dieses Monats wird auch Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner nach New York fahren, um bei der UNO-Generalversammlung eine Rede zu halten. Wie die Zeitung „Clarín“ berichtete, habe die argentinische Regierung 87 Personen angemeldet, die die Staatschefin dabei begleiten werden. Das Personal reiche von Staatssekretären bis zu Friseuren und Maskenbildnern. Dabei habe Kirchner nur zwei offizielle Termine in New York geplant: neben der Rede noch ein Mittagessen mit UNO-Generalsekretär Ban Ki moon.

		

	
		
			Argentinien

			[image: 11801.png]

			Niembro gibt auf 

			Pro-Parlamentskandidat zieht Konsequenz nach dubiosen Zahlungen

			Buenos Aires (AT/mc/jea) - Nun hat auch Mauricio Macri seinen Skandal im Wahlkampf. So sah sich sein Gefolgsmann Fernando Niembro am Mittwoch wegen des Vorwurfs betrügerischer Abrechnungen zum Rücktritt von seiner Wahlkandidatur gezwungen. Niembro, eigentlich Sportjournalist und PR-Unternehmer, führte in der Provinz Buenos Aires die Liste Pro-Kandidaten für das nationale Abgeordnetenhaus an. 

			Niembro war in den vergangenen Tagen mit Beschuldigungen konfrontiert worden, 23 Millionen Pesos von Macris Stadtregierung erhalten zu haben. Die Gelder sollen für Propaganda der Stadtverwaltung und Umfragen bestimmt gewesen sein (wir berichteten). Niembro habe zu diesem Zweck die PR-Firma „La Usina Producciones“ gegründet, die aber gar kein Personal habe, so die Lesart des Kirchner-Lagers. Niembro verteidigte sich mit dem Hinweis darauf, dass er die Firma verkauft habe, bevor er Parlamentskandidat wurde.  Die Stadtregierung ergriff die Flucht nach vorne und legte den Fall der Justiz vor, sodass nun der zuständige Richter den Fall untersuchen muss. Obwohl Präsidentschaftskandidat Mauricio Macri Niembro zunächst stützte, wurde dessen Position schließlich doch unhaltbar und beeinträchtigte die Wahlkampagne der Pro-Partei. Niembro entschied sich für den Rücktritt. 

			Macri versuchte trotz des für ihn unangenehmen Vorfalls, die Nationalregierung anzugreifen. Im Unterschied zu dieser zögen seine Gefolgsleute personelle Konsequenzen, wenn es geboten sei. Er wies in diesem Zusammenhang auf das Verhalten von Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner hin, die im Fall „Hotesur“ versuche, die juristische Untersuchung zu verschleppen.
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			Mestre bleibt Bürgermeister

			Macris Bündnispartner in Córdoba wiedergewählt
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			Ramón Javier Mestre (l.) und Mauricio Macri. (Foto: fb)

			Buenos Aires (AT/mc) – Ramón Javier Mestre bleibt Bürgermeister von Córdoba. Der Kandidat der Wahlallianz „Cambiemos“ (Lasst uns den Wandel herbeiführen) erreichte bei den Wahlen am Sonntag 32,2 Prozent der Stimmen und kann somit vier weitere Jahre die zweitgrößte Stadt des Landes regieren. Das zweitbeste Ergebnis erzielte der TV-Moderator Tomás Méndez, der mit seiner nach der Fernsehsendung ADN benannten Bewegung aus dem Stand auf 23,3 Prozent kam. 

			Esteban Dómina, der Bewerber aus dem Lager von Gouverneur José Manuel de la Sota, vereinig te 17,3 Prozent der Stimmen auf sich. Der Spitzenmann der Peronistischen Partei (PJ) konnte sich aber immerhin damit trösten, mehr Stimmen als Luis Juez erhalten zu haben. Der einstige Bürgermeister und Intimfeind der Provinzregierung verbuchte nur 15,8 Prozent.

			Das Kirchner-Lager rangierte in Córdoba nur unter „ferner liefen“. Daniel Giacomino, der Bewerber der „Siegesfront“, die sich in Cór-doba definitiv einen anderen Namen suchen muss, kam gerade einmal auf 2,3 Prozent. Córdoba ist – neben San Luis – die einzige Provinz des Landes, in der die Provinzgliederung der PJ nicht der „Siegesfront“ angehört.

			Wahlsieger Mestre, dessen Vater Ramón Bautista Mestre bereits Bürgermeister und Gouverneur gewesen war, feierte seinen Erfolg mit dem konservativen Präsidentschaftsbewerber Mauricio Macri. Der Bürgermeister von Buenos Aires war eigens nach Córdoba gereist, um auf das Siegerfoto zu kommen. Mestre ist politisch in der Radikalen Bürger Union zu Hause, die mit Macris Pro-Partei und der Bürgerlichen Koalition von Elisa Carrió ein Wahlbündnis geschmiedet hat.

			Mestre sagte am Wahlabend: „Die Cordobeser wollen allen anderen Argentiniern mitteilen, dass wir mit dem Wandel weitermachen, und dass der nächste Präsident des Landes Mauricio Macri sein wird.“

			Macri selber meinte: „Córdoba und die Cordobeser sind der große Motor, den Argentinien braucht.“ Er versprach, die Konflikte zwischen der Nation und der Provinz zu beenden, sollte er im Dezember das Präsidentenamt antreten können. Anders als bei Wahlen in anderen Provinzen, in denen sich Macris Kandidaten und Bündnisgenossen geschlagen geben mussten, war diesmal von Wahlbetrug keine Rede.
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			Die Woche in Argentinien

			Wahlen im Chaco

			Am kommenden Sonntag sind die Augen der politisch Interessierten in Argentinien auf die Provinz Chaco gerichtet. Dort stehen Wahlen an, bei denen nicht nur ein neuer Gouverneur gekürt wird, sondern auch die Zusammensetzung des Provinzparlaments neu bestimmt wird. Zudem werden mehrere Bürgermeister und Stadtvertretungen gewählt. Favorit für das Gouverneursamt ist Domingo Peppo vom Kirchner-treuen Wahlbündnis „Chaco merece más“ (Der Chaco verdient mehr), der bei den Vorwahlen im Mai bereits 59,6 Prozent der Stimmen erhielt. Peppo will seinen Parteifreund Jorge Capitanich ablösen, der diesmal für das Bürgermeisteramt der Provinzhauptstadt Resistencia kandidiert. Peppos Hauptrivale im Kampf um den Gouverneurssessel ist Aída Ayala, die für das Bündnis „Vamos Chaco“ (Auf geht’s Chaco) ins Rennen geht. In der Allianz sind Radikale Bürger Union (UCR), die Erneuerungsfront (FR) und die Pro-Partei zusammengeschlossen. Bei den Vorwahlen erreichten sie 37,4 Prozent. Vor dem Urnengang am Sonntag warfen sich beide Seiten vor, die Wahlen auf irreguläre Weise beeinflussen zu wollen. Während die Opposition behauptete, es seien 10.000 Personen ins Wählerregister eingetragen worden, die tatsächlich aus anderen Provinzen sind, unterstellte das Regierungslager der Opposition einen Plan zur Destabilisierung: 3000 Parteigänger der Opposition würden in den Chaco geschickt, um dort systematisch für Unruhe und Gewalt am Wahltag zu sorgen, so die Behauptung.

			Fayt tritt zurück 

			Der hoch betagte Carlos Fayt hat seinen Rücktritt als Richter des Obersten Gerichtshofes angekündigt. Ein entsprechendes Gesuch reichte der 97-Jährige am Dienstag ein. Der Rücktritt soll am 11. Dezember, dem ersten Tag nach der Amtseinführung eines neuen Staatspräsidenten, in Kraft treten. Bis dahin werde Fayt sein Amt normal ausüben, teilte der Oberste Gerichtshof in einer Presseerklärung mit. Seine Richterkollegen würdigten Fayts juristische Laufbahn und kündigten an, den altverdienten Juristen mit einem Festakt, vermutlich im Dezember, verabschieden zu wollen. Fayt, der insgesamt 32 Jahre lang dem Obersten Gerichtshof angehörte, war in jüngster Vergangenheit aber auch Zielscheibe für Kritik. Besonders aus dem Regierungslager wurden Rufe laut, der greise Richter solle seinen Posten altersbedingt räumen. Dabei dürfte aber auch eine Rolle gespielt haben, dass der Jurist, der politisch den Sozialisten nahe stand, oft nicht im Sinne der Regierung urteilte. Fayts Rechtsanwalt Jorge Rizzo meinte, dass die Anfeindungen, denen sich Fayt seitens der Regierung ausgesetzt sah, letztlich der Grund für den Rückzug gewesen seien.

			CFK reist nach Kuba 

			Als Jorge Bergoglio noch Erzbischof von Buenos Aires war, war Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner bestrebt, dem Geistlichen aus dem Weg zu gehen. Wenn Bergoglio beispielsweise den Festgottesdienst zum 25. Mai in der Kathedrale von Buenos Aires hielt, wich Kirchner zur Andacht in die Basilika von Luján aus. Seit Bergoglio jedoch im März 2013 zum Papst gekürt worden ist, hat sich das Bild radikal gewandelt. Seitdem ist der Staatschefin kein Weg zu weit, um sich mit dem Kirchenoberhaupt zu zeigen. Dazu passt, dass Kirchner am morgigen Sonn-abend nach Kuba reisen will, um am Folgetag der Messe ihres Landsmanns auf dem Revolutionsplatz in Havanna beizuwohnen. Kirchner habe eine entsprechende Einladung ihres kubanischen Amtskollegen Raúl Castro angenommen, teilte das Außenministerium in Buenos Aires mit. Am Montag soll es dann gleich wieder nach Buenos Aires zurückgehen. Kirchner wird dabei begleitet von einer 60-köpfigen Delegation, wie die Zeitung „Clarín“ berichtete. Franziskus reist als dritter Papst in den sozialistischen Karibikstaat. Im Anschluss fährt er in die USA.

			UBA verbessert

			Die Universität von Buenos Aires (UBA) hat sich im internationalen Maßstab verbessert. Dies jedenfalls ergab das QS World University Ranking. Demnach verbesserte sich die hauptstädtische Uni gegenüber dem Vorjahr um satte 74 Positionen und belegt in dem Hochschulranking nun Platz 124. Bei einem möglichen Höchstwert von 100 Punkten kam die UBA auf 64,6. Damit ist die hiesige Hochschule die beste in Lateinamerika vor den Universitäten von São Paulo (62,4 Punkte) und Mexiko-Stadt (59,6) auf den Plätzen 143 und 160. Weltweit am besten schnitt das Massachusetts Institute of Technology (MIT) ab. Die renommierte Hochschule aus Cambridge, Massachusetts, erhielt 100 Punkte. Auf Platz zwei folgt mit der Harvad-Universität (98,7) eine weitere US-Hochschule. Der Bronze-Rang geht an die Universität in Cambridge (Großbritannien), die 98,6 Punkte erreichte. Unter den Top Ten befindet sich neben fünf britischen und vier US-amerikanischen Unis auf Platz neun auch die Eidgenössische Technische Hochschule Zürich (95,5). 

			Überfall auf „Country“

			Spektakulärer Raubüberfall auf das „Country San Diego“ im Bezirk Moreno (Provinz Buenos Aires): Unter drei Sicherheitszäune gruben sich drei bislang unbekannte Täter hindurch, um in einem Haus der exklusiven Wohnanlage Bargeld in Höhe von 170.000 Pesos zu entwenden. Opfer der nächtlichen Aktion war ein älteres Ehepaar, das aber mit dem Schock davonkam. Die Täter fesselten den 72-jährigen Geschäftsmann und seine zwei Jahre jüngere Frau, nahmen das Geld sowie Schmuck- und andere Wertgegenstände an sich und flüchteten. Die Polizei geht davon aus, dass die Räuber über die Situation in dem „Country“ bestens informiert gewesen sein müssen: Sie gruben an einer Stelle, wo es keine Überwachungskameras gibt. Sie hatten Kenntnis, wie man ein Auslösen des Alarmmechanismus vermeidet. Sie wussten, dass es in dem Haus der Opfer ein defektes Fenster gab, und sie kannten die Tage, an denen der Geschäftsmann für gewöhnlich größere Bargeldmengen bei sich hatte. Es wird von daher vermutet, dass die Täter einen Zuträger gehabt haben müssen. 

			Anruf vom Papst

			Papst Franziskus hat mit jugendlichen Straftätern in einem Gefängnis in Argentinien telefoniert. Das katholische Kirchenoberhaupt rief die Häftlinge bei dem Gespräch Ende August dazu auf, niemals aufzugeben und stets nach vorne zu streben, wie die Zeitung „La Nación“ am Samstag berichtete. „Wir alle haben Probleme, aber wir müssen sie überwinden und dürfen uns nicht von ihnen erdrücken lassen“, sagte Franziskus. Die über 180 Jugendlichen im Gefängnis Melchor Romero in La Plata beteiligten sich gerade an einem Lese-Marathon, als der Pontifex aus dem Vatikan anrief. „Junge Leute müssen stets nach vorne streben mit Hoffnung und einen fröhlichen Gesicht. Nicht mit einem traurigen Gesicht wie die Alten“, sagte Franziskus. „Betet für mich, ich bete für euch.“ (AT/mc/dpa)
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			Schmutzig oder sauber

			Kaum hat der Wahlkampf für den 25. Oktober eingesetzt, werfen sich die politischen Lager gegenseitig vor, einen schmutzigen Wahlfeldzug zu führen. Es geht um Darstellungen der Kandidaten über bestimmte Geschehnisse, die ihre jeweiligen Gegner zurückweisen, indem sie die Sauberkeit der Argumente in Frage stellen. Wer dabei Recht hat, lässt sich nicht immer feststellen.

			Die drei in den Umfragen führenden Präsidentschaftskandidaten, allen voran Gouverneur Daniel Scioli der Provinz Buenos Aires, mit Abstand die größte im Land, Mauricio Macri für PRO, nach zwei vierjährigen Amtsperioden in der autonomen Stadt Buenos Aires, sowie Sergio Massa, vormals Bürgermeister des Vororts Tigre, derzeit Nationaldeputierter, bemühen sich redlich um die Stimmen der über 30 Millionen wahlberechtigten Bürgern/innen. Sie hüten sich, persönliche Angriffe oder Kritik an den jeweils anderen Gegnern zu üben. Scioli begnügt sich mit ausweichenden allgemeinen Floskeln, indem er durchblicken lässt, dass er als Präsident ändern würde, was dringlich wäre, ohne zu präzisieren, was er damit eigentlich meint, hütet sich aber, das jetzige sogenannte Modell der Präsidentin in Frage zu stellen. Er muss offenbar dafür sorgen, dass alle bisherigen Wähler der Regierungspartei bei der Stange bleiben, um darüber hinaus, unentschlossene Wähler anzusprechen. Macri und Massa sind denkbar deutlicher, müssen sie doch beweisen, dass sie durchgreifende Reformen anpeilen, sollten sie siegen. Insofern meiden alle drei Kandidaten, eine schmutzige Wahlkampagne zu führen.

			Anders gehen allerdings Sprecher der jeweiligen Kandidaten vor, die ihren Gegnern allerlei schlimme Absichten unterstellen. Oppositionssprecher nützen jede Gelegenheit, die sich bietet, um Maßnahmen der jetzigen Regierung heftig zu kritisieren. Ein Beispiel sind die jüngsten Überschwemmungen, die in der Sicht der Opposition eine Folge mangelnder Maßnahmen der Regierung zur Verhütung der Schäden seien, wogegen die Regierung genau das Gegenteil behauptet. Das Wasser der übermäßigen Regenfälle fließe rasch ab, weil die Provinzregierung Kanäle gebaut habe. Gouverneur Scioli wird vorgeworfen, sich zu Beginn der Überschwemmungen nach Italien begeben zu haben, um eine Ruhepause einzulegen und wie jedes Jahr, die Wunde seines rechten Armes medizinisch überprüfen zu lassen. Scioli erkannte sogleich, dass er den Zeitpunkt seiner Reise falsch gewählt hatte und kehrte zurück, um selber Entscheidungen zu treffen.

			Scioli war ebenfalls zeitgleich Gegenstand von Kritik, nachdem er seine im Gesetz vorgeschriebene Vermögenserklärung publik machte, was er bisher unterlassen hatte. Er entpuppte sich damit als vermögender Kandidat, was ihm Kritik in den Medien einbrachte. Macri wurde vorgeworfen, seinem Spitzenkandidaten für das Abgeordnetenhaus, dem Sportjournalisten Fernando Niembro, mit Zuschlägen für Regierungspropaganda ohne Ausschreibungen finanziell geholfen habe, was sowohl Macri als auch Niembro zurückwiesen. Die Justiz ermittelt jetzt.

			Der jüngste Fall eines von unbekannter Hand ermordeten jungen Mannes in Jujuy, hat politischen Wirbel verursacht, mit Angriffen gegen die regierungsnahe Organisation Tupac Amaru mit allerlei Unterstellungen, ob der Ermordete Mitglied der Radikalen Partei sei oder der Tupac Amaru angehöre. Das ist schmutzig, denn ein ungeklärter Mord ist kein Wahlkampfthema.

			Das sogenannte Regierungsmodell greift zumal Macri als Angehörigen des rechten Politspektrums an, wogegen die Regierung sich selber als linksorientiert versteht und stets sogenannte Korporationen und ausländische Großmächte als Feinde identifiziert. Es ist sicher nicht sauber, wenn man das eigene Versagen auf düstere Mächte schiebt und den politischen Gegner als deren Handlanger.

			Aber es ist Wahlkampf, und der dauert noch gut einen Monat. Da wird sicherlich jeder Vorwand, dem Gegner eins auszuwischen, wahrgenommen werden. Das ist das Salz jeder Wahldemokratie, in denen Reformvorschläge und Kritik am Gegner vorgebracht werden. Sauber geht es dabei selten zu.
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			Geld regiert

			Von Stefan Kuhn

			Man mag von der US-amerikanischen Innenpolitik halten, was man will. Sie mag unseriös sein, vom Geld bestimmt und heuchlerisch, aber sie fasziniert wegen ihres hohen Unterhaltungswertes. Manche können dem politischen System auch Positives abgewinnen, aber wer in einem demokratischen Staat groß geworden ist, kann nun wirklich nichts daran finden, dass Kandidaten schon Monate vor Beginn der parteiinternen Vorwahlen das Handtuch hinwerfen müssen, weil ihnen das Geld ausgeht. Bei den Republikanern ist bereits Rick Perry ausgestiegen, der immerhin 15 Jahre Gouverneur von Texas, dem zweitgrößten US-Bundesstaat, war. Übrig bleiben 16 republikanische Kandidaten, von denen der Nachrichtensender CNN elf zu einer Debatte eingeladen hatte.

			Dies waren Ted Cruz (44, Senator aus Texas), Marco Rubio (44, Senator aus Florida), Mike Huckabee (59, Ex-Gouverneur von Arkansas), Carly Fiorina (60, Ex-Chefin des Computerkonzerns HP), Scott Walker (47, Gouverneur von Wisconsin), John Kasich (62, Gouverneur von Ohio), Rand Paul (52, Senator aus Kentucky), Chris Christie (52, Gouverneur von New Jersey). Besonderes Augenmerk erfuhren selbstverständlich die in den Umfragen führenden Kandidaten. Vorne liegt hier der Milliardär Donald Trump (69) mit 30 Prozent, gefolgt von dem afroamerikanischen Starchirurgen Ben Carson (64) mit 20 Prozent, und dem Politprofi Jeb Bush (62) mit acht Prozent. Bush, dessen Vater und Bruder bereits US-Präsidenten waren, galt lange als Favorit. Bisher konnte der langjährige Gouverneur von Florida aber noch nicht punkten. Das ist gefährlich, denn die Laune der Geldgeber kann sich vor dem eigentlichen Vorwahlbeginn im Februar 2016 nur an den Umfragen orientieren.

			Diese zweite Debatte der republikanischen Präsidentschaftskandidaten, die erste fand vor sechs Wochen statt, drehte sich neben ein paar innen- und außenpolitischen Nebensächlichkeiten um Donald Trump. Unfair war das nicht. Trumps Wahlkampf reduzierte sich bisher auf Provokationen und Unflätigkeiten. Viel Politik gab es nicht. Für das Gros der Zuschauer war Carly Fiorinas Replik auf Donald Trumps despektierliche Äußerungen über ihr Aussehen der Höhepunkt der Debatte. Jetzt weiß ganz Amerika und der unbedeutende Rest der Welt, dass Carly Fiorina stolz auf ihre Falten ist.

			Fiorina hat gepunktet, sie war gut vorbereitet und schon in der B-Runde vor sechs Wochen die beste. Deshalb hat sie nun auch einen Platz unter den elf „Favoriten“ bekommen. Aber das heißt noch gar nichts. Gesunder Menschenverstand hat in der Republikaner-Debatte absolut nichts verloren. Wenn Donald Trump eine Mauer an der Grenze zu Mexiko bauen will, um den Grenzübertritt von Armutsimmigranten zu verhindern, gibt es kaum einen, der ihm ernsthaft widerspricht. Eine Mauer reicht nicht, kontert ein anderer. Es könnte jeder sein. Selbst Ted Cruz und Marco Rubio, deren Eltern aus Lateinamerika stammen, wagen es nicht, Trump bei diesem Thema anzugreifen. Immerhin fordert Jeb Bush eine Entschuldigung für seine Frau von Trump. Jebs Frau stammt ebenfalls von „Hispanics“ ab. Bush musste sich ebenfalls verteidigen, weil er bei einer Wahlveranstaltung Spanisch gesprochen hatte. 

			Weiter ging es um die Leib- und Magen-Themen der Republikaner. Abraham Lincoln würde sich wohl im Grab umdrehen, wenn er wüsste, was seine Partei heute für Ansichten vertritt. Oder auch nicht. Denn die Einstellungen der Republikaner zu aktuellen gesellschaftlichen Fragen sind in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhundert stehen geblieben. Abtreibung, Homo-Ehe - es gibt sicher noch eine Reihe von Todsünden über deren Bestrafung sich die republikanischen Kandidaten einig sind.

			Natürlich ist im Vorwahlkampf noch nichts entschieden. Mit Trump liegt derjenige vorne, der am meisten Lärm macht. Doch Trump hat schon die erste Debatte erfolgreich überstanden. Mag sein, dass es bei der jetzigen ähnlich aussieht. Einige Kandidaten haben ihn vehement angegriffen. Man wolle nicht erneut einen „Lehrling“ im Weißen Haus. Trump hingegen kokettiert mit seinem politischen Novizentum. Er ist keiner von denen in Wa-shington. Er verweist auf seine Wirtschaftskompetenz und will Amerika wieder groß machen. Seine Gegner, abgesehen von Carly Fiorina, gehören zum politischen Establishment. Beim niedrigen Niveau der politischen Debatte und den Grundeinstellungen der republikanischen Wähler könnte das ausreichen. Zudem wird Trump das Geld kaum ausgehen.

			Entscheidend dürfte allerdings der erste „Super Tuesday“ Anfang März sein. Am 1. März 2016 gibt es Vorwahlen in 13 US-Bundesstaaten. Dann dürfte sich die Spreu vom Weizen trennen. Wenn Donald Trump zu diesem Zeitpunkt immer noch vorne liegt, dürften sich die Demokraten freuen. Donald Trump mag zwar mehrheitsfähig bei den Republikanern sein, aber als Präsident der Vereinigten Staaten von Amerika ist er undenkbar.
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			Randglossen

			Die jüngsten politischen Streitfälle nach den skandalösen Gouverneurswahlen in Tucumán, bei denen man fast drei Wochen auf das Ergebnis warten musste, wirft Schatten auf die kommenden allgemeinen Wahlen am 25. Oktober, ebenso auf mögliche Stichwahlen am 22. November, falls sich die Verzögerungen von Tucumán wiederholen. Bisher war dieses Szenario bei keinen allgemeinen Wahlen verzeichnet worden, aber was bisher nie war, kann trotzdem passieren. In diesem Fall müsste am 10. Dezember nach dem Ausscheiden der Präsidentin nach zwei Amtsperioden der Vorsitzende des Senats, Gerardo Zamora aus Santiago del Estero, vorübergehend das Präsidentenamt übernehmen, zumal Vizepräsident Amado Boudou auch ausscheidet.

			Der angekündigte Rücktritt des obersten Richters Carlos Fayt zum 11. Dezember 2015, einen Tag nach dem Ausscheiden der Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner, hat Überraschung in der politischen Szene bewirkt. Fayt hatte sich bisher standhaft geweigert, seinen mit 97 Jahren altersmäßig bedingten Rücktritt einzureichen, was ihm Verhandlungen im Kongress einbrachte. Der Versuch der Regierung, Fayt aus Altersgründen abzusetzen, scheiterte mangels der fehlenden Stimmen im Kongress. Fayt ist zurückgetreten, weil er offenbar einsah, dass sein hohes Alter ihn bei der Ausübung des Amtes hinderte. Mit Fayt verliert Argentinien einen Juristen, der sein Amt mit bemerkenswerten Urteilen ausübte. Vor allem, wenn es um die Meinungsfreiheit ging.

			In der Fernseh-Krimiserie Tatort aus Hamburg gab es vor Jahren einen Running Gag. Der von Manfred Krug verkörperte Kommissar Stöver sprach in fast jeder Folge von der „Blödzeitung“. Natürlich wusste jeder, dass damit die „Bildzeitung“ gemeint war. Nun ermittelt Stöver schon lange nicht mehr, und „Bild“ ist zwar nicht lesbarer, aber zumindest ein wenig seriöser geworden. Das hätte man auch so belassen können, doch nun hat ausgerechnet Chefredakteur Kai Diekmann schlafende Hunde geweckt. Das mag zwar eine Marketingmaßnahme gewesen sein, allerdings eine ziemlich blöde.

			Bild hat nämlich beschlossen, sich in der Flüchtlingsfrage zu engagieren, und die Aktion „Wir helfen“ ins Leben gerufen. Die Zeitung hat fast alle Fußballvereine der 1. und 2. Bundesliga als Unterstützer gewonnen. Lediglich der FC St. Pauli aus Hamburg schert aus. Der linksalternative Kultverein setzt sich schon lange für Flüchtlinge ein und hat dies dem Verlag in einem vertraulichen Schreiben mitgeteilt. Blöd für Diekmann, dass er St. Pauli in einer Twitterbotschaft beschuldigt, kein Herz für Flüchtlinge zu haben. Mit diesem Nachtreten hat er eine Lawine losgetreten. Viele Fans fordern ihre Klubs auf, die Bild-Aktion zu boykottieren. Sie sei „heuchlerisch“, denn Bild hetze schon seit Jahren gegen Flüchtlinge. Inzwischen sind auch Bochum, Nürnberg, Union Berlin und der SC Freiburg ausgestiegen.

			

			

		

	
		
			Wirtschaft

			[image: 11807.png]

			Ein Phantasiebudget für 2016

			Die Regierung hat das Gesetzesprojekt über den Staatshaushalt für das Jahr 2016 termingemäss, wie es das Gesetz vorschreibt, am 15. September im Kongress eingereicht. Dabei ergibt sich dieses Mal die Tatsache, dass der Haushalt, der wichtige Aspekte der Wirtschaftspolitik bestimmt, von dieser Regierung ausgearbeitet wurde, und von der nächsten durchgeführt werden muss. Somit kam schon die Initiative auf, die parlamentarische Behandlung auf den 11. Dezember und danach zu verlegen. Allein, das Haushaltsgesetz hat unter den Kirchners einen andere Eigenart erhalten, da die Ausgaben im Laufe des Jahres von Kabinettschef erhöht oder von einem Bereich auf einen anderen verlegt werden können, was auch effektiv geschehen ist, so dass der vom Kongress angenommene Haushalt eine relative Bedeutung hat.

			Die Grundlagen des Haushaltes des Nationalstaates für 2016 sind folgende:

			- Der Index der Konsumentenpreise, mit dem die Inflation gemssen wird, soll im Durchschnitt des Jahres 2016 um 14,5% über 2015 liegen, nach einer Zunahme von 15,4% in diesem Jahr. Hier wird jedoch der offizielle Index der Konsumentenpreise genommen, der weit unter den privaten Berechnung liegt. Wenn man vom Kongressindex ausgeht, der einen Durchschnitt mehrerer privater Ermittlungen darstellt, dann stellt die für 2016 vorgesehene Zunahme ungefähr eine Halbierung des Inflationsrhythmus dar, der gegenwärtig besteht. Wie dies erreicht werden soll, wird nicht erklärt. Von Dezember 2015 bis Dezember 2016 ist eine Zunahme von 10,4% vorgesehen, nach einer von 13,2% in diesem Jahr (gemäss INDEC-Zahlen), wobei es in Wirklichkeit 2015 um die 25% sein dürften.

			- Der Wechselkurs soll durchschnittlich bei $ 10,60 pro Dollar liegen, gegen einen Jahrsdurchschnitt von $ 9,12 im Jahr 2015. Der Kurs würde somit nur um 16,22% steigen, was im Einklang mit der vorgesehehen Preiszunahme steht. 

			- Das Bruttoinlandsprodukt soll 2016 3% zunehmen, wobei von einer Zunahme von 2,3% im Jahr 2015 ausgegangen wird. Das ist angesichts der wirtschaftlichen Schwierigkeiten, die sich 2016 stellen, übertrieben optimistisch, wobei für dieses Jahr (auf Grund privater Berechnungen) bestenfalls mit plus 1,5% gerechnet wird. Die Gesamtinvestitionen sollen 2016 um 4,2% zunehmen, nachdem sie angeblich 2015 schon um 3% gestiegen waren.

			- Die Steuereinnahmen des Nationalstaates, einschliesslich Zöllen, Sozialabgaben und Gebühren, werden für 2016 auf $ 1,94 Bio. veranschlagt, 29,81% mehr als 2015, wobei für ganz 2015 eine Zunahme von 28,71% vorgesehen ist. Wenn das Preisniveau, wie vorgesehen, nur um 14,5% über dem Vorjahr lieg, dann würde eine reale Zunahme von 14% stattfinden, was anormal hoch wäre.

			- Der Gesamtexport wird für 2016 auf u$s 65,72 Mrd. veranschlagt, gegen u$s 62,22 Mrd. 2015, und der Import auf u$s 61,68 Mrtd, gegen u$s 59,49 Mrd. in diesem Jahr. Das ergibt für 2016 einen Überschuss von u$s 4,04 Mrd., gegen u$s 2,72 Mrd. 2015. Die positive Entwicklung der Exporte ist bei der geringen Abwertung, die vorgesehen ist, und der Aussicht auf gedrückte Preise für die argentinischen Exportcommodities, schwierig. Die Regierung geht von einer neuen Rekordernte von Getreide und Ölsaat für 2016 aus, was jedoch angesichts der rückläufigen gesäten Fläche und der Überschwemmungen fragwürdig ist. Beiläufig gab Kicillof bei der Vorstellung des Budgets vor dem Kongress bekannt, dass die diesjährige Gesamternte einen Rekord von 123 Mio. Tonnen erreicht habe. Bisher war das Landwirtschaftsministerium von 116 Mio. ausgegangen, was ebenfalls ein Rekord war, mit über 10 Mio. Tonnen mehr als 2014. 

			- Die gesamten Ausgaben, einschliesslich Staatsinvestitionen, werden für 2016 auf $ 1,57 Bio. veranschlagt, gegen eine Schätzung von $ 1,35 Mrd. für 2015. Ursprünglich waren für 2015 $ 1,25 Mrd. vorgesehen. Für Staatsinvestitionen in Infrastruktur sind 2016 $ 26 Mrd. vorgesehen, gegen nur 5,42 Mrd. 2015. 

			- Das Haushaltsprojekt sieht für 2016 ein echtes Defizit (einschliesslich Zinsen) von $ 97,69 Mrd. vor. Dabei muss man jedoch die Zuwendungen der ZB und der ANSeS hinzuzählen, die als echte Einnahmen gebucht werden, obwohl es sich um Mittel handelt, mit denen das Defizit gedeckt wird. Für 2015 hatte das Budget ein Defizit von $ 49,67 Mrd. vorgesehen, das dann schrittweise bis auf $ 138,73 Mrd. erhöht wurde, was eine Zunahme vonb 179,3% darstellt. Doch wenn man die genannten Zuwendungen hinzuzählt, gelangt man voraussichtlich auf $ 350 Mrd., was 6,5% des BIP ausmachen würde. 

			Das ganze Haushaltsprojekt 2016 ist somit sehr wirklichkeitsfremd und steht im Einklang mit der „Erzählung“ („el relato“), mit die Regierung die Wirtschaft darstellt. Wenn die parlamentarische Entscheidung auf die neue Regierung hinausgeschoben wird, ist es somit gut möglich, dass dann ein ganz anderes Projekt vorgelegt wird.
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			Argentinische Wirtschaft

			Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 9,38, gegen $ 9,355 eine Woche zuvor, und um 9,52% über Ende Dezember 2014. Die ZB-Reserven betrugen zum u$s 33,44 Mrd. gegen u$s 33,49 Mrd. in der Vorwoche. Der Rofex Terminkurs lag zum 30.09.15 bei $ 9,41 zum 30.12.15 bei $ 9,88 und zum 31.03.16 bei $ 10,61. Der Terminkurs per Ende August 2016 enthält einen Jahreszinssatz von 29,36%. Der Schwarzkurs erreichte am Mittwoch bei Dollarnoten den Spitzenwert von $ 15,85, gegen $ 15,55 in der Vorwoche. Der Kurs, der sich bei Geschäften ergibt, die über Dollarbonds vollzogen werden („contado con liqui“) schloss bei $ 14,13.

			***

			Der Merval Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Mittwoch ein Minus von 4,09% und lag 24,75% über Ende 2014.

			***

			Par-Bonds in Pesos notierten mit 44,12% im Plus gegenüber Ende 2014. Discount-Bonds in Pesos gewannen zur Vorwoche 6,69% und 28,27% gegenüber Ende 2014. Boden 2015 verloren 0,05% zur Vorwoche, lagen 7,06% im Plus gegenüber Ende Dezember, und Global 2017 Arg lagen mit 17,27% im Plus gegenüber Ende 2014.

			***

			Gold wurde am Mittwoch in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 224,31 (Vorwoche $ 220.20) je Gramm gehandelt, und bei 24 Karat zu $ 320,44 (Vorwoche $ 314,57).

			***

			Der Umsatz von elektrischen Haushaltsgeräten und Elektronikprodukten lag im Juni um 22% über dem gleichen Vorjahresmonat, berichtet das INDEC. Im ersten Halbjahr 2015 betrug die Zunahme gegenüber dem Vorjahr 20%. Zu konstanten Preisen (in Mengen) lag Juni 2015 um 15% über dem Vorjahr. Die grössten Zunahmen verzeichnen Eisschränke mit 62,5%, gefolgt von Herden (elektrisch und mit Gas), Heizkörpern und Termotanks mit 39%. Die Zunahme ist auf das Kreditprogramm „Ahora 12“ zurückzuführen.

			***

			Die Weisswaschung von schwarzen Dollarguthaben, die im Juli 2013 eingeführt wurde, die Ende September 2015 abläuft (sofern sie nicht erneut verlängert wird) führte zum Kauf von Cedin-Zertifkaten (für Immobilienkauf) und zur Zeichnung von BAADE-Bonds für insgesamt u$s 2,37 Mrd., von denen u$s 2,02 Mrd. auf Cedin und u$s 349 Mio. auf Baade entfielen. Die Regierung hatte u$s 4 Mrd. erwartet. Beim hohen Betrag an Dollar, den Personen halten, die in Argentinien wohnhaft sind, von dem der weitaus grösste Teil in der Steuer- und Vermögenserklärung nicht angegeben wird, ist das Ergebnis enttäuschend. Dies umsomehr als auch Drogenhändler lokale Immobilien mit Cedin gekauft haben, um ihr Vermögen weisszuwaschen, wobei es hier um grosse Beträge geht.

			***

			Der Index der Konsumgüterpreise des Statistischen Amtes (INDEC) ergibt für August 2015 eine Zunahme von 1,2% und in 12 Monaten eine von 14,7%. Die höchste Zunahme im August entfällt auf die Sparte „Gemüse“, mit 4,8%, gefolgt von „Erziehung“ mit 3,3%. „Bekleidung und Schuhe“ wurden um 0,2% billiger. Der Index der Konsumentenpreise, den eine Oppositionsgruppe von Deputierten als Durchschnitt privater Ermittlungen berechnet, ergibt für August 2015 eine Zunahme von 2,17%, und für 12 Monate eine von 26,6%. Der Index, den das Statistische Amt der Stadt Buenos Aires für diese ermittelt, ergab im August ein Plus von 1,8%, und für 12 Monate eines von 24,8%.

			***

			Die Nationale Wertpapierkommission hat am Donnerstag der Vorwoche zwei Börsengesellschaften provisorisch die Genehmigung entzogen, weiter tätig zu sein. Es handelt sich um Alchemy Valores und Bull Market Brokers. Sie sollen die Bestimmungen missachtet haben, die für sie gelten. Man kann dabei annehmen, dass es darum geht, dass diese Gesellschaften zum Teil auch auf dem Schwarzmarkt für Devisen tätig waren, was jedoch zunächst nur ein Verdacht ist. Ebenso soll angeblich dadurch der Devisenmarkt gestört werden, der über Kauf und Verkauf von Dollarbonds in Buenos Aires und New York abgewickelt wird, den die ZB verhindern will, obwohl ihn der Oberste Gerichsthof als legal erklärt hat. 

			***

			Der Export von Biodieselöl ist im 1. Halbjahr 2015 im interanuellen Vergleich um 56% auf 256.550 Tonnen zurückgegangen, was eine direkte Folge niedriger Preise war. Biodieselöl wird von der Erdölbaisse mitgerissen. Hingegen nahm der interne Konsum um 30% auf 525.883 Tonnen zu. 2014 erreichte die lokale Produktion von Biodieselöl mit 2,5 Mio.Tonnen den Rekordstand, wobei davon 64%, gleich 1,6 Mio. Tonnen, exportiert wurden.

			***

			Die Regierung hat die Ausgaben des Haushaltes von 2015 durch Notstandsdekret um $ 26,06 Mrd. erhöht, von denen $ 13,20 Mrd. mit dem Überschuss der Steuereinnahmen (die über dem Plansoll lagen) finanziert werden und $ 12,86 Mrd. zum Defizit hinzukommen. In diesem Jahr waren die Budgetausgaben schon 22 Mal erhöht worden. Das ursprüngliche Haushaltsgesetz für 2015 schloss mit einem Defizit von $ 49,67 Mrd. ab, doch jetzt wird es schliesslich, richtig berechnet, um die $ 300 Mrd. liegen.

			***

			Die Schätzungen verschiedener Ökonomen über die Entwicklung der argentinischen Wirtschaft in diesem Jahr liegen zwischen einer BIP-Zunahme von 1% und einer Abnahme von ebenfalls 1%. Die leichte Konjunkturaufschwung, der im Herbst eingesetzt hat, dauert jetzt nicht an, so dass das BIPfür ganz 2015 etwa auch gleichem Niveau wie 2011 liegen würde.

			***

			Im August wurden 151.323 gebrauchte Kfz verkauft, 12,42% mehr als im gleichen Vorjahresmonat, berichtet die Kammer der Agenturen CCA. In acht Monaten waren es 1,07 Mio., 7,37% mehr als im Vorjahr.

			***

			Die Geldmenge, definiert als monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Depositen dr Banken bei der ZB stieg in 12 Monaten zum 4. September 2015 um 31,34%, bei einer Abnahme von 1,17% im letzten Monaten. Das monetäre Agregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das Zahlungsmittel im weiteren Sinn umfasst, stieg in einem Jahr um 33,45%. Die gesamten Bankdepositen in Pesos stiegen in 12 Monaten zum 4.9.15 um 33,47% auf $ 1,12 Bio., und die gesamten Bankkredite nahmen um 31,33% auf $ 737,78 Mrd. zu. 

			***

			Der Devisenkauf über Kreditkarten, die im Ausland verwendet werden, lag in acht Monaten zum August um fast 50% über dem Vorjahr. Im August wurden u$s 380 Mio. gekauft, 48% mehr als im gleichen Vorjahresmonat. Auf diese Käufe wird ein Aufschlag von 35% erhoben, der nachher mit der Gewinnsteuer verrechnet werden kann. Aber auch ohne dies gelangt man zu einem Kurs von $ 12,6 pro Dollar, der weit unter dem Schwarzkurs liegt. 

			***

			Nach der vom Statistikamt durchgeführten Haushaltsumfrage (EPH) arbeiten 33,1% der Lohnempfänger schwarz. Demnach hat sich ihr Prozentsatz im letzen Jahr nicht verändert. Dennoch gehen die Katholische Universität und die UN-Arbeitsorganisation ILO davon aus, dass fast 50% der Beschäftigten illegal beschäftigt sind, wenn man die Selbstständigen hinzuzählt, die ebenfalls keine Beiträge zum Pensionierungssystem zahlen.

			***

			Das Landwirtschaftsministerium hat von den chinesischen Behörden grünes Licht bekommen, um Luzerne, Hundenahrung, Semen und Rinderembryos in die Volksrepublik zu exportieren. China biete viele Möglichkeiten für Exporte ausserhalb der Sojabohne und vom Mais.

			***

			Das Wirtschaftsministerium hat am Donnerstag die zweite Neu-emission von Bonds in diesem Jahr über einen Gesamtwert von u$s 500 Mio., genannt Bonar 17, herausgebracht. Diese sogenannte „dollar linked“ Papiere werden gemäss dem offiziellen Wechselkurs indexiert.

			***

			Die Provinz Neuquén versucht, u$s 350 Mio. Fremdkapital über einen Bonds an Land zu ziehen. Dabei handelt es sich um einen Titel mit einer zwölfjährigen Laufzeit, einer vierjährigen Karenzfrist und einem festen Zinssatz, der durch eine Lizenzgebühr aus dem Erdölgeschäft gedeckt ist. 

			***

			Der Regierung beabsichtigt, alkoholische und alkoholfreie Getränke sowie Zigarretten höher zu besteuern. Der Abgeordneter Mauricio Gómez Bull, ein Vetrauter von Máximo Kirchner, hat ein Gesetzesprojekt in diesem Sinn eingebracht, um mit dem Erlös eine neue Nationalen Agentur zur Entwicklung des Sports zu finanzieren. Die neue Steuer soll bei 45 Cent pro Getränk liegen, und zwar unabhängig darum, ob es sich um Spirituosen, Mineralwassser oder ein Kolagetränk handelt. Nach dem vorliegendem Projekt, würde der Flascheninhalt bei der Besteuerung keine Rolle spielen.

			***

			Am Dienstag kündigte CFK die Reglementierung des Gesetzes 27.133 an, das eine Entschädigung an 33.000 ehemalige Arbeitnehmer von YPF vorsieht, die am 1. Januar 1991 zur Belegschaft gehörten, jedoch vor der Privatisierung entlassen wurden, die 1993 erfolgte. Diese ehemaligen YPF-Arbeiter und Angestellten erhielten keine Beteiligung am Kapital der privatisierten YPF, wie es bei denjenigen der Fall war, die weiter bei YPF tätig waren. Jetzt soll jenen Arbeitnehmern eine Entschädigung gezahlt werden, obwohl sie bei der Entlassung schon grosszügig ausgezahlt worden waren und somit keine Beziehung zum Unternehmen hatten. Es handelt sich somit um eine weitere zusätzliche Erhöhung der Staatsausgaben und des Defizites.

			***

			Die ZB erhielt bei der Wechselausschreibung (Lebac) vom Dienstag Offerten für $ 11,07 Mrd., von denen fast alle angenommen wurden. Nur Angebote für $ 5 Mio. wurden zurückgewiesen. Die Amortisationen bestehender Lebac lagen um $ 2,75 Mrd. unter der Ausgabe der neuen Lebac, so dass eine expansive monetäre Wirkung entstand. Die Zinsen betrugen bei einer Laufzeit von 98 Tagen 26,04%, bei 119 Tagen 26,35% und bei längeren Fristen jeweils mehr, bis zu 28,57% bei 253 Tagen. Gleichzeitig wurden Dollarlebac für u$s 252,1 Mio. ausgegeben, wobei Wechsel für $ 268 Mio. verfielen. Die Zinsen lagen zwischen 3,25% und 4,2%.

			***

			YPF hat die Ausgabe von Obligationen für $ 4 Mrd. bekanntgegeben. Eine erste Serie von $ 1,5 Mrd. verfällt 2019 und wird in drei Quoten amortisiert, jeweils in 24, 36 und 48 Monaten. Die zweite Serie, von $ 2,4 Mrd., läuft bis 2020 und wird voll am Ende der Laufzeit amortisiert. Diese Wertpapiere werden zu BADLAR-Satz (Zinsen auf private Fristanlagen bei Banken, von über $ 1 Mio. auf 30 bis 35 Tage) verzinst. Diese Obligationen werden über die Banken Galicia, Santander Rio, ICBC, Banco der Servicios y Transacciones und Nación untergebracht.

			*** 

			Das chinesische Unternehmen MCC Minera Sierra Grande, das die Ausbeutung von Eisenerz in Sierra Grande, Provinz Rio Negro, betreibt, gab die Entlassung von 250 Arbeitern binnen 60 Tagen bekannt, über die Häfte der Belegschaft. Die Firma weist darauf hin, dass der starke Rückgang des Preises für Eisenerz zu Verlusten geführt hat. Die Leitung des Unternehmens erwägt die Aufgabe der Erzförderung, wenn die Regierung den Exportzoll und den niedrigen Wechselkurs beibehält. Sie beklagt sich auch über die überhöhten Arbeitskosten und die hohen Frachtraten. Die Tonne Eisenerz wird gegenwärtig zu u$s 40 bezahlt, gegen einen Durchschnitt von u$s 90 in Vorjahren, bei Spitzenwerten von u$s 160. Das Bergwerk war zunächst von der Abteilung für Industrieunternehmen des Heeres, „Fabricaciones Militares“, errichtet worden, mit Investitionen von über u$s 1 Mrd. In den 90er Jahren wurde das Unternehmen wegen des hohen Verlustes geschlossen und der Provinz Rio Negro übergeben, die es dann für ca. u$s 25 Mio. an die chinesische Firma verkaufte, die das Bergwerk wieder in Gang setzte. 

			***

			Das Studienzentrum des Industrieverbandes „Unión Industrial Argentina“ hat für Juli 2015 eine Zunahme der Industrieproduktion gegenüber dem gleichen Vorjahresmonat von 0,4% ermittelt. Dennoch liegen die ersten sieben Monate 2015 um 1,2% unter dem Vorjahr. Der Juli-Index wurde stark von der Produktion von Zement u.a. Baumaterialien beeinflusst, die im Zuge einer gestiegenen Bautätigkeit eine bedeutende Zunahme aufwiesen.

			***

			Innerhalb der letzten 13 Jahren hat ein Milchbetrieb pro Tag aufgegeben. Damit sind seit 2002 4903 Milchwirtschaftsbetriebe (377 Betriebe pro Jahr) Pleite gegangen. Die überlebenden Milchbauern haben es besonders schwer. Ihre Schulden wachsen stetig. Allein in den letzten vier Jahren haben sich ihre Schulden von $ 578 auf $ 2,26 Mrd. vervierfacht. Ihre Kosten werden durch die Preisrückgänge der Milchprodukten von den Einnahmen nicht mehr gedeckt. Diese Daten wurden im Rahmen einer Informationsveranstaltung bekannt, die gemeinsam vom Senat und dem Verband der Milchproduzenten (MNPL) veranstaltet wurde.

			***

			Lateinamerikanische Wirtschaft

			In Brasilien zeichnete sich auf dem Automobilmarkt im Juli keine Besserung ab: Die Neuzulassungen verringerten sich um knapp 22% auf 219.700 Einheiten. Von Januar bis Juli wurde mit rund 1,5 Mio. Fahrzeugen 20% weniger Neuwagen angemeldet als im Vergleichszeitraum des Vorjahres. 

			***

			Der Kolumbianer Luis Alberto Moreno bleibt nach seiner Wiederwahl als Präsident der Interamerikanischen Entwicklungsbank im Amt. 

			***

			Die uruguayische Wirtschaft ist im zweiten Quartal gegenüber dem ersten Jahresquartal um 0,1% zurückgegangen. Damit ist im Nachbarland ein zwölfjahriger Zyklus von wachsender Wirtschaftsleistung zu Ende gegangen. 

			***

			Die OECD schätzt die Lage in Brasilien pessimistisch ein. Die Organisation rechnet für dieses Jahr mit einem Rückgang der Wirtschaftsleistung um 2,8%. (dpa)

			***

			Geschäftsnachrichten

			Die 20. argentinische Bootsausstellung

			Vom 25. September bis zu 4. Oktober findet auf dem Ausstellungsgelände des Nautikparkes von San Fernando die 20. Ausstellung von Yachten, Segelbooten, Motorbooten, Kayacs u.a. damit verbudenen Objekten statt, die für Vergnüngungszwecke verwendet werden. Die Ausstellung wird von der Argentinischen Kammer der Fabrikanten von leichten Booten (CACEL, Cámara Argentina de Constructores de Embarcaciones) durchgeführt, die dabei den Wassersport fördern wollen, der in Argentinien dank Río de la Plata und Tigre-Delta weit verbreitet ist. Die Kammer unterhält auch enge Beziehungen zu analogen ausländischen Institutionen, um Exporte zu fördern.

			Telecom

			Dieses Telefonunternehmen ist dabei, ihr gesamtes mobiles Netz mit Technologie der allerletzten Generation zu modernisieren. Dadurch werden die Verbindungen mit den bestehenden 2G und 3G-Netzen wesentlich verbesssert. Mittelfristig sei beabsichtigt, das gesamte Netz auf dem Standard der 4G Technologie umzurüsten. Dafür hat die Gruppe bis 2017 $ 18 Mrd. bereit gestellt. Dieses Jahr sollen $ 5,5 Mrd. investiert werden. 

			Grupo Clarín 

			Dieser Medienkonzern, der die gleichnahmige Zeitung herausgibt, das Kabelfernsehunternehmen Cablevisión und mehrere weitere Medien betreibt, zahlte u$s 178 Mio. für die Übernahme von Nextel, dem viertgrössten Mobiltelefonanbieter. Clarín behält sich innerhalb der kommenden drei Jahren das Recht vor, das übrige 51% des Aktienpakets von NII Holdings zu erwerben. Die Mediengruppe hat bereits u$s 159 Mio. bezahlt; der Rest soll innerhalb der nächstenb 30 Tagen folgen. Die Gelder sollen die Aktivitäten von Nextel Brasilien stärken. Der Minderheitsanteilseigner von NII Holdings, der Fonds Fintech, vom mexikanischen Milliardär David Martínez kontrolliert, hat sich gegen den Verkauf gesträubt. Martínez ist einer der grösseren Gläubiger der umstrukturierten Auslandsschuld Argentiniens. Ausserdem wartet Martínez noch auf das grüne Licht der Regierung, um das Unternehmen Telecom Argentina (noch im Besitz von Telecom Italia) zu kontrollieren, nachdem der Kauf schon vor längerer Zeit abgeschlossen wurde.

			Rasic-Cresta Roja

			Nachdem die Regierung der Provinz Buenos Aires schon diese Firma, die führend auf dem Gebiet der Hühnerproduktion ist, mit hohen finanziellen Zuschüssen unterstützt hat (angeblich $ 1,2 Mrd.), hat sie jetzt erreicht, dass ein Gericht die Intervention des Unternehmens zugelassen hat, womit die „de facto Intervention“,die schon bestand, legalisiert wurde. Die Firma hatte einen Vergleich vor Gericht gemeldet und weist darauf hin, dass auf alle Fälle 30% des Personals entlassen werden muss. Gouverneur Daniel Scioli will die Tätigkeit des Unternehmens auf alle Fälle bis zu den Wahlen aufrecht erhalten, auch wenn dies die Provinzkasse noch sehr viel kosten dürfte.

			Eurofarma

			Dieses brasilianische Pharmaunternehmen hat die lokale Fabrik der französischen Sanofi für u$s 18 Mio. übernommen. 

			Banco Santander Rio

			Die lokale Filiale der spanischen Bank Santander hat letzte Woche sieben Filialen eröffnet, womit es in diesem Jahr 36 waren. Insgesamt verfügt die Bank in Argentinien über 389 Agenturen. Die Bank ist jetzt nicht nur in der Bundeshauptstadt und der Provinz Buenos Aires anwesend, sondern auch in Santa Fé, Córdoba, Chaco, Neuquén, Jujuy und Santa Cruz. Die Bank hat einen Investitionsplan von $ 18,67 Mrd. für die Periode 2015/17, und sieht die Aufnahme von etwa tausend neuen Angestellten vor.

			IMPSA

			Industrias Metalúrgicas Pescarmona, die sich in ihrer Fabrik in Mendoza mit der Herstellung von Turbinen für Wasserkraftwerke und auch von Windanlagen für Stromerzeugung spezialisiert, wurde von einem Gericht in New York verurteilt der Interamerikanischen Entwicklungsbank u$s 167 Mio. plus Zinsen zu zahlen, nachdem die Firma zwei Kredite nicht gezahlt hatte, die die Bank an ihre Filiale Wind Power Energy gewährt hatte. IMPSA befindet sich im Defaultzustand und verhandelt gegenwärtig mit den Gläubigern, denen sie Zahlung mit einem Abschlag von 70% angeboten hat. Der Vorschlag schliesst Zahlung mit vier Bonds auf 20 Jahre ein, zwei in Pesos unb zwei in Dollar. Die Gesamtschuld von IMPSA wird auf u$s 950 Mio. geschätzt, davon u$s 250 Mio. als direkte Schuld und u$s 700 Mio. wegen Garantien, die die Firma an Dritte erteilt hat. Die finanziellen Probleme der Firma wurden durch Schwierigkeiten beim Inkasso von Aufträgen verursacht, die IMPSA in Brasilien und Venezuela erhalten hatte. 
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			Das dreifache Problem der Staatsfinanzen

			Die nächste Regierung steht von Anfang an bei den Staatsfinanzen vor einem dreifachen Problem. Einmal muss sie das hohe Defizit drastisch verringern, weil keine oder eventuell nur eine sehr teure Finanzierung für dessen Deckung besteht, und dabei die Gefahr einer Finanzierung über eine hohe monetäre Expansion besteht, die die Inflation in gefährliche Höhen treibt. Dann muss sie mehr ausgeben, weil die Instandhaltung der Infrastruktur und der öffentlichen Dienste allgemein vernachlässigt wurde, was dann aufgeholt werden muss. Und schliesslich müssen Steuern verringert oder abgeschafft werden, was die Staatseinnahmen verringert.

			Angenommen das Jahr 2015 schliesst mit einem Defizit von 7% des Bruttoinlandsproduktes, so stellt dies 15,5% der gesamten Staatsausgaben dar, bei einer Staatsquote von 45%. Eine Kürzung der Ausgaben in dieser Grössenordnung erfordert drastische Massnahmen. Es genügt nicht mit der starken Verringerung der Ausgaben für die Übertragung von Fussballspielen und der horrenden Subventionen für staatliche Medien. Es muss allgemein Personal abgebaut werden, die Staatsinvestitionen müssen gekürzt werden und, nicht zuletzt, müssen die Subventionen für öffentliche Dienste drastisch verringert werden.

			Das Forschungsinstitut CIPPEC (Centro de Implementación de Políticas Públicas para la Equidad y el Crecimiento) hat berechnet, dass die Subventionen für Strom, öffentlichen Personentransport und andere Bereiche, in Prozenten des BIP, sich folgendermassen entwickelt haben:

			[image: tabla.gif]

			Wollte man somit sämtliche Subventionen abschaffen, dann würde das Defizit zunächst auf 2,2% fallen. Das wäre jedoch kaum möglich. Doch wenn die Subventionen auf den Stand von 2007 zurückgefahren werden, würden schon 2,5% des BIP gespart werden. Dies sollte durchaus möglich sein. Beim Strom, der den weitaus grössten Teil der Subventionen beansprucht, wobei es sich vornehmlich um Gross Buenos Aires handelt, weil im Landesinneren viel höhere Tarife gelten, müssen die Tarife stark angehoben werden, mit einer betonten Zunahme der progressiven Skala, so dass Haushalte mit niedrigem Konsum nicht viel mehr als jetzt (plus die allgemeine Inflation) zahlen, aber dann diejenigen, die mehrere Luftkühlapparate viele Stunden in Gang haben, wesentlich mehr zahlen. 

			Beim städtischen Personentransport sollten die Tarife denen der U-Bahn angepasst werden, wobei die U-Bahn und die Vororteisenbahnen billiger als der Omnibus sein sollten, um den Omnibusverkehr zu verringern, der die Strassen verstopft, während sowohl die U-Bahn und die Vororteisenbahnen mit mehr Zügen ohne Schwierigkeiten viel mehr Passagiere aufnehmen können. Ebenfalls müsste es billigere Tarife bei monatlichen Abonnements geben, und auch, pro km berechnet, bei längeren Strecken. Im Raum von Gross Buenos Aires kommen viele Menschen aus relativ fernen Vororten täglich in das Stadtzentrum, so dass hohe Tarife ihr Einkommen stark belasten würden. Die Tarifproblematik muss allgemein die sozialen Gegebenheiten berücksichtigen. Dennoch werden auch Personen mit eher bescheidenem Einkommen stärker belastet. 

			Die Kirchner-Regierungen haben die Instandhaltung der öffentlichen Dienste weitgehend vernachlässigt, was aufgeholt werden muss. Doch das bedeutet zusätzliche Staatsausgaben, und erfordert, dass die Ausgaben allgemein noch mehr verringert werden. Bei Überlandstrassen verlängert eine gute Instandhaltung deren Dauer, was den Bedarf nach neuen Strassen verringert. Hier muss unmittelbar viel getan werden, wobei ausserdem dem Bau von Autobahnen Priorität erteilt werden sollte. In vielen Fällen ist es dringend notwendig, viel mehr für Wartung aufzuwenden, so beim Staudamm Yacyretá, der laut Experten schon Schäden aufweist, die gefährlich werden können, weil an einem gewissen Punkt der Zusammenbruch droht, was dramatische Folgen haben würde. 

			Die nächste Regierung wird auch ein Problem mit Staatsinvestitionen haben, die diese Regierung begonnen hat, die dann eine steigende Tendenz aufweisen. Zu den Investitionen, die beim Kraftwerk in Río Turbio noch fehlen, zu denen auch die hinzukommen, die für die Erhöhung der Kohlenförderung vorgesehen sind, kommen noch die zwei Wasserkraftwerke in Santa Cruz und ein weiteres in Neuquén („Chihuidos“) hinzu, die alle hohe Mittel von der Staatskasse erfordern, auch wenn die Turbinen u.a. Elemente von ausländischen Banken (einer chinesischen im ersten Fall und einer russischen im zweiten) finanziert werden. Die nächste Regierung muss hier sofort eine Entscheidung treffen. Die traditionelle Lösung für derartige Situationen besteht in der Streckung der Arbeiten, was jedoch zu einer realen Verteuerung führt, wegen der fixen Kosten und der Zinseszinsen. Die Wirtschaftsberater der Kandidaten sollten sich Gedanken über dieses Problem machen, um sehr teure Fehlentscheidungen zu vermeiden. Eventuell können die Wasserkraftwerke in Santa Cruz zunächst aufgegeben werden, auch wenn dies mit bestimmten Kosten verbunden ist. Aber dies wäre bestimmt billiger als eine schleppende Durchführung, wie es bei Yacyretá der Fall war, das schliesslich aus diesem Grund mehr als doppelt so viel gekostet hat (in Dollar), als es hätte sein sollen.

			Schliesslich kommt noch die Notwendigkeit der Verringerung der Steuerlast hinzu. Zunächst müssen die Exportzölle für industrielle Produkte und solche, die von starken Krisen betroffen sind (Obst, Oliven, Zucker u.a.) abgeschafft werden. Dann müssen sie auch bei Getreide und Ölsaat allgemein gesenkt werden, da diese Produkte von der allgemeinen Baisse auf dem Weltmarkt und dem zurückgebliebenen Wechselkurs stark betroffen sind. Die Exportzölle müssen dieser Lage angepasst werden. Dann muss das steuerfreie Minimum bei der Gewinnsteuer allgemein erhöht werden, und auch die progressive Skala müsste der Inflation angepasst werden. Dass Personen mit einem typischen Mittelstandseinkommen, die vor den Kirchners etwa 15% auf ihr Einkommen zahlten, jetzt auf 30% gelangen, ist absurd. Argentinien hat weltweit die höchsten Sätze der Einkommenssteuer für den Mittelstand, und es ist anzunehmen, dass die nächste Regierung diesen anormalen Zustand korrigieren muss. Auch die Provinzen haben ihre Steuern, vor allem auf Immobilien, in vielen Fällen unerträglich stark erhöht. Das sogenannte „Modell“ der Kirchners beruht im Wesen auf einer hohen Steuerbelastung (die unter ihnen von ca. 28% bis 30% auf über 37% gestiegen ist), was jedoch das Wachstum der Wirtschaft hemmt, und somit auch zur hohen Arbeitslosigkeit beiträgt. Eine neue Regierung müsste sich somit bemühen, die Belastung auf ein vernünftiges Mass zurückzuschrauben. Doch dann müssten die Staatsausgaben noch mehr gesenkt werden.

			Man hat den Eindruck, dass die nächste Regierung hier vor einer Quadratur des Kreises steht. Doch wenn die Probleme, auf die wir hingewiesen haben, nicht energisch und rationell angepackt werden, besteht die Gefahr, dass es zu einer chaotischen Situation kommt, mit zunehmener Inflation, Rezession, und vielen sozialen Konflikten, was dann auch Investitionen hemmt, die mit zur Überwindung der verfahrenen Lage gehören.
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			UNO nimmt Richtlinien für staatliche Umschuldungen an

			Die Vereinten Nationen haben am Donnerstag der Vorwoche ein Dokument über Umschuldungen von Staaten angenommen. Die Initiative wurde von Argentinien vorgebracht, so dass dieser Beschluss von Präsidentin Cristina Kirchner sofort als grosser Erfolg hingestellt wurde. Indessen löst dies das Problem der Schulden gegenüber Holdouts und dem Vorgehen von Geierfonds, die einen Prozess in den USA gewonnen haben, in keiner Weise. Denn einmal ist der UNO-Beschluss vorerst nur ein sehr allgemein gefasste Empfehlung, die keinen Gesetzescharakter und auch keine Gesetzeskraft hat, dann gilt er nicht rückwirkend, und schliesslich haben die USA, wo der Konflikt mit den Holdouts ausgetragen wird, gegen den Beschluss gestimmt.

			Argentinien hatte gefordert, dass ein internationales Konkursrecht geschaffen werde, bei dem das gleiche Prinzip wie beim privaten Recht gilt, dass die Annahme eines Vorschlages des Schuldners durch einen bestimmten Prozentsatz der Inhaber der Staatsschuld, der normalerweise bei 75% derselben liegt, auch für die Gläubiger bindend ist, die dem Vorschlag nicht zugestimmt haben. Die UNO hat diese Initiative aufgenommen, aber in sehr allgemeiner Form, wobei sich nur der letzte von den 9 Punkten des Beschlusses konkret auf dies bezieht. Die Prinzipien, die die UNO aufgestellt hat, sind folgende:

			1. Ein souveräner Staat hat das Recht, bei der Ausübung seiner Entscheidungsfreiheit, seine makroökonomische Wirtschaftspolitik zu bestimmen, was die Umstrukturierung der Staatsschuld einschliesst, ohne durch übertriebene Massnahmen frustriert oder behindert zu werden.

			2. Das Prinzip, dass der souveräne Schuldner und all seine Gläubiger gutwillig handeln müssen, bestimmt seine Mitwirkung an konstruktiven Verhandlungen über die Umschuldung.

			3. Das Prinzip der Transparenz muss gefördert werden.

			4. Das Prinzip der Neutralität erfordert, dass alle Institutionen und Mitwirkende unabhängig sein müssen.

			5. Das Prinzip der gerechten Behandlung bedeutet für die Staaten die Verpflichtung, davon Abstand zu nehmen, willkürlich unter den Gläubigern zu diskriminieren.

			6. Das Prinzip der souveränen Immunität der gerichtlichen Zuständigkeit muss geachtet werden.

			7. Das Prinzip der Legitimität bedeutet, dass bei der Schaffung von Institutionen und der Durchführung von Massnahmen, die sich auf die Umstrukturierung der souveränen Schuld beziehen, dass in allen Stufen die Forderungen des Einschlusses und des Rechtsstaates geachtet werden müssen.

			8. Das Prinzip der Haltbarkeit der Schuld muss geachtet werden.

			9. Die Umschuldung durch eine Mehrheit bedeutet, dass die Umschuldungsabkommen, die von einer qualifizierten Mehrheit der Gläubiger eines Staates getroffen werden, nicht betroffen, geschädigt oder auf andere Weise von anderen Staaten oder von einer Minderheit, die nicht repräsentativ für die Gläubiger ist, behindert werden.

			Die Beschlüsse sind, mit Ausnahme der Nr. 9, eigentlich Selbstverständlichkeiten, die in einer sehr bürokratischen Sprache vorgetragen werden. Dabei ist eventuell wichtig, dass das Prinzip der Haltbarkeit betont wird, was bedeutet, dass der Schuldnerstaat die eingegangenen Verpflichtungen erfüllen kann, ohne dabei das wirtschaftliche Wachstum aufzugeben. Das ist in der Praxis besonders schwierig, weil ein Land, das ein Default erklärt, danach Schwierigkeiten hat, Investitionen anzuziehen und Kredite zu erhalten.

			Der Beschluss wurde mit 136 Stimmen genehmigt, wobei 6 Staaten dagegen stimmten und 41 sich enthielten. Die Staaten, die nicht zustimmten sind die Vereinigten Staaten, Grossbritannien, Deutschland, Kanada, Japan und Israel. Es handelt sich dabei um fünf von sieben Mitgliedern der G7-Gruppe, plus Israel. Wenn man die Abstimmung auf das Bruttoinlandsprodukt beziehen würde, statt allen Staaten das gleiche Stimmrecht zu gewähren, dann wäre der Beschluss abgelehnt worden. Abgesehen davon befinden sich die Gläubiger, sowohl Banken wie Inhaber von Staatspapieren, zum allergrössten Teil in diesen Ländern. Das verleiht ihnen in der Schuldenfrage ein besonderes Gewicht. Dass viele Staaten zugestimmt haben, die das Thema in keiner Weise betrifft, weder als Gläubiger noch als Schuldner, schwächt den Beschluss. Denn diese Länder haben kein echtes Interesse, den Beschluss so auszubauen, dass er ein Konkursrecht für Staaten darstellt und in Einzelfällen konkret angewendet werden kann. Hierzu auch bemerkt, dass auch viele bedeutende Staaten zu denen gehören, die sich der Stimme enthalten haben, wie Frankreich, Italien, die Schweiz, die Niederlande, Belgien, Norwegen, Schweden, Finnland und Australien. Die Enthaltung ist in der Praxis eine verkappte Nein-Stimme.

			Die Initiative zur Schaffung eines internationalen Konkursrechtes war schon in den 90er Jahren aufgekommen, als die Vizepräsidentin des IWF, Anne Krueger, die die US-Regierung vertrat, sich offen dafür aussprach. Sie erhielt jedoch überhaupt keine Zustimmung, und das Thema wurde damals kaum diskutiert. Obwohl es nicht offen gesagt wurde, besteht bei einer rechtlichen Ordnung dieser Art, die von den einzelnen Parlamenten genehmigt werden müsste, die Gefahr, dass dies unmittelbar Defaults provoziert. Denn hochverschuldete Staaten könnten dann keine Bonds oder Schatzscheine unterbringen, und die Banken würden ihnen kein Geld leihen, weil sie befürchten, dass der Betrag ihrer Forderung gekürzt und die Rückzahlung gestreckt wird. Nur ausnahmsweise kann ein Land seine bestehenden Schulden bezahlen, ohne gleichzeitig neue aufzunehmen. Wie weit der neue UNO-Beschluss eine Wirkung in diesem Sinn hat, sei dahingestellt. Die Banken düften ihn auf alle Fälle als Warnung auffassen. Im Fall von Griechenland musste die Europäische Zentralbank einspringen, um den Rückzug von Gläubigerbanken auszugleichen. Und dann hat die EZB auch Kredite an andere Staaten bereitgestellt. Die Bank handelt dabei politisch und nicht wie eine normale Handelsbank. In den USA ist die Federal Reserve mit einem massiven Kauf von Schatzscheinen (benannt „quantitative Easing“) aufgetreten, was auch eine politische Entscheidung war.

			Bei der USA, die eine Staatsverschuldung von ca. 100% des BIP aufweist, und auch bei Japan, wo es fast 250% sind, wird das Problem durch sehr niedrige Zinssätze gelöst, eventuell sogar durch Nullzinsen, wobei eine Inflation von ca. 2% pro Jahr die Schulden langsam verwässert. Doch wenn die USA wieder höhere Zinsen zahlen, dann entsteht ein Defizit bei den Staatsfinanzen, das eventuell relativ hoch sein kann, und nur mit Neuverschuldung gedeckt wird, womit das Problem weiter zunimmt. Die Frage, die sich jetzt stellt, ist die, ob diese Geldfülle, mit extrem niedrigen Zinsen und in einigen Fällen sogar negativen Zinsen, ein Dauerzustand oder etwas Vorübergehendes ist.

			Wie immer der Fall jetzt weitergeht, Tatsache ist, dass die Staaten zunehmende Schwierigkeiten haben werden, ein Defizit durch Ausgabe von Staatspapieren und Aufnahme von Bankkrediten zu decken. Man erinnere sich daran, dass im Fall Griechenlands die Gläubigerbanken schon vor einigen Jahren einen Schnitt ihrer Forderungen von 50% hingenommen haben. Der unverantwortliche Keynesianismus, der seit Jahrzehnten ziemlich allgemein betrieben wurde, mit einem „deficit spending“, das nicht durch Überschüsse in guten Zeiten ausgeglichen wurde, wie es Keynes empfohlen hatte, ist allgemein an eine faktische Grenze gelangt. Die einzelnen Staaten müssen sich bemühen, mit einem ausgeglichenen Budget zu wirtschaften, was in der Praxis bedeutet, dass der Staat Unternehmen und auch bestimmte Bereiche an die Privatwirtschaft abgeben muss.

			In Argentinien ist man sich dieser Tatsache offensichtlich nicht bewusst. Trotz eines Defizites, das dieses Jahr bis zu 8% des BIP erreicht, das zunehmend mit Geldschöpfung finanziert wird, weil die Aufnahme von Krediten äusserst beschränkt ist, werden die Staatsausgaben ständig weiter erhöht, wobei die Steuerbelastung der Wirtschaft nicht weiter zunehmen kann, sondern im Gegenteil, verringert werden sollte, um wirtschaftliches Wachstum möglich zu machen. Es fällt auf, dass dieses Thema im gegenwärtigen Wahlkampf nicht aufkommt, obwohl es den Kern der Problematik darstellt, die auf die nächste Regierung zukommt. Offensichtlich wollen die Kandidaten die Wähler nicht brüskieren. Das führt jedoch dazu, dass die Reden der Kandidaten inhaltslos sind und nur gute Absichten enthalten. Was der Gewinner dann ab 10. Dezember macht, steht vorerst in den Sternen geschrieben. Doch was den Konflikt mit den Holdouts betrifft, wird der nächste Präsident Verhandlungen aufnehmen müssen und dabei versuchen, einen Schuldenschnitt und Zahlung in langfristigen Staatspapieren zu erhalten. Mit oder ohne UNO-Beschluss ist die Verhandlung ebenso schwierig.

			

			

		

	